
 
Liebe Freundinnen und Freunde,  
 
der Berliner Frühling hat auf die große Koalition 
eher schwächend als stärkend gewirkt. CDU und 
SPD finden auf die aktuellen politischen Fragen 
meist keine passablen Antworten – und schon gar 
keine gemeinsamen Antworten. Wenn man das Regierungshandeln 
kurz zusammenfasst: Am Ende läuft Schwarz-Rot meist dem kleins-
ten gemeinsamen Nenner hinterher – oder der größten gemeinsamen 
Ausgabe bei kleinster möglicher Wirkung. Bündnis 90/Die Grünen 
setzen dem eine konstruktive Opposition entgegen.  
 
Als Lektüre für die Pfingstfeiertage anbei wie immer ein Einblick in 
die grünen Parlamentsarbeit und grüne Beiträge zu den aktuellen 
Themen im Bundestag und den Ausschüssen.  
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Kerstin Andreae 
 

Kommunale Wohnungsverkäufe: 

Ausweg aus der Finanzkrise? 

 

Der deutsche Markt für Wohnimmobilien ist in 

Bewegung geraten. Seit einigen Jahren treten 

insbesondere ausländische Investoren als 

Käufer von kommunalen Wohnungsbestän-

den in Erscheinung. In den letzten drei Jahren 

haben so rund 900.000 Wohnungen den Be-

sitzer gewechselt. Neue Finanzinstrumente 

wie REITs bringen weitere Dynamik in den 

deutschen Immobilienmarkt. Demnach planen 

laut Schätzungen von Marktanalysten auslän-

dische Fondsgesellschaften in den nächsten 

Jahren bis zu 130 Mrd. Euro in deutsche Im-

mobilien zu investieren.  

Grund dafür sind die im internationalen  

Vergleich niedrigen Immobilienpreise und 

Mieten, niedrige Zinsen und eine vergleichs-

weise niedrige Eigentumsquote. Dies lässt 

ausreichend Spielraum für hohe Renditeer-

wartungen. Befördert wird der Verkauf kom-

munalen Wohneigentums durch die Finanznot 

der Kommunen.  

Überschuldete Wohnungsunternehmen, feh-

lende Finanzmittel für kommunale Investitio-

nen und der hohe Schuldenstand bieten  

vielerorts Anlass über radikalere Lösungen  

 

 

nachzudenken. 

Die Sicherung von 

bezahlbarem Wohn-

raum bleibt zentrale 

kommunale Aufgabe. 

In vielen Städten und 

Regionen gibt es pri-

vate Haushalte, die 

sich aus eigener Kraft - aufgrund zu geringen 

Einkommens oder aufgrund sozialer Merkma-

le - nicht angemessen mit Wohnraum versor-

gen können. Insbesondere in den Ballungs-

räumen und Wachstumsregionen wächst die 

Nachfrage nach preiswerten Wohnungen.  

Darüber hinaus brauchen Städte Steuerungs-

instrumente, um der räumlichen und sozialen 

Konzentration von einkommensschwachen 

Bevölkerungsgruppen entgegenzuwirken und 

den sozialen Zusammenhalt in den Stadtvier-

teln zu sichern. Und die Städte brauchen 

Partner für eine Stadtentwicklungspolitik,  

die auch langfristige Ziele verfolgt.  

Die demografische Entwicklung erfordert 

strukturelle Verbesserungen in den Woh-

nungsbeständen und die Festlegung von 

Siedlungsschwerpunkten.  

Die Anpassung der Stadtentwicklung und 

Wohnungspolitik an eine schrumpfende, älter 

werdende und heterogenere Gesellschaft 

bleibt eine der großen Herausforderungen,  

Mitglied  im  
Finanzausschuss 
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denen sich die Kommunen mittel- bis langfris-

tig stellen müssen.  

So kann gerade der Umbau der Wohnungs-

bestände für altengerechtes Wohnen aber 

auch für kinderreiche Familien ein probates 

Mittel sein um den Auswirkungen des demo-

grafischen Wandels entgegenzusteuern. 

Das Kaufinteresse ausländischer Investoren 

bietet aber durchaus Chancen. Den Kommu-

nen fehlt es bislang an Kapital für dringend 

benötigte Instandsetzungen und Modernisie-

rungen der Wohnungsbestände. Mit der  

Privatisierung öffentlicher Wohnungsbestände 

kann hier Abhilfe geschaffen werden. Darüber 

hinaus kann der Verkauf von städtischen 

Wohnungen auch ein probates Mittel zur 

Haushaltskonsolidierung sein. Dies gilt aber 

nur dann, wenn der Haushalt strukturell sa-

niert wird. Sonst wirkt die „Entschuldung“ des 

Haushaltes nur vordergründig. Im Blick darf 

aber nicht nur der kurzfristige Verkaufserlös 

liegen, entscheidend ist die langfristige Stadt-

rendite.  

So muss auch bedacht werden, dass die 

Kommune das Wohngeld für ALGII-

Empfänger aufbringen muss. Ist sie selbst 

nicht in der Lage, günstigen Wohnraum zur 

Verfügung zu stellen, steigen schnell die Kos-

ten für den kommunalen Haushalt, da die Be-

darfsgemeinschaften teureren Wohnraum in 

Anspruch nehmen müssen.  

Die Kommunen tun gut daran, das Ausmaß 

ihrer öffentlichen Tätigkeitsbereiche  

 

selbstkritisch auf den Prüfstand zu stellen. 

Dies gilt auch für die kommunale Wohnraum-

bewirtschaftung.  Wie viele Wohnungen die 

Kommunen für die Erfüllung ihrer kommuna-

len Aufgaben  tatsächlich benötigen, sollte 

unter Berücksichtigung der lokalen Bedingun-

gen auf den Wohnungsmärkten geprüft und 

entschieden werden. Die Sicherung einer 

strategischen Reserve von kommunalem 

Wohnungsbestand ist einer vollständigen Pri-

vatisierung vorzuziehen. Die Steuerungsmög-

lichkeiten der Kommunen für eine soziale und 

nachhaltige Stadtentwicklungspolitik lassen 

sich so erhalten, ohne dabei die Chancen, die 

in einer gezielten Privatisierungsstrategie  

liegen, zu verspielen. Der  Verkauf an Mieter 

und gemeinschaftliche Erwerbermodelle sollte 

bei einer Privatisierung Vorrang haben vor 

dem Verkauf an private Investoren. Aber auch 

gänzliche neue Überlegungen wie die Ver-

briefung von Mieteinnahmen oder Beteiligung 

eines strategischen Investors an der kommu-

nalen Wohnungsbaugesellschaft sollten von 

den Kommunen als Alternative zum Komplett-

verkauf geprüft werden. In jedem Fall kommt 

der langfristigen Sicherung von Mieterschutz-

klauseln und Belegungsrechten eine heraus-

ragende Bedeutung zu.  

 

Kerstin Andreae 
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Gesundheitsreform: Notwendig sind Realitäts-
taugliche Reformen statt fauler Kompromisse 

Chefsache sollte sie sein – die große Gesund-
heitsreform. Dann wurde deutlich, dass einfache 
Parolen wie im Wahlkampf nicht zu Lösungen füh-
ren. Also müssen doch die FachpolitikerInnen ran. 
Erster Tagesordnungspunkt: Die Ausgabenseite – 
gut so. Ob hier Mut zu notwendigen Strukturver-
änderungen besteht oder nur PatientInnen zusätz-
lich belastet werden, bleibt abzuwarten.  

Wir haben das Bürgerversicherungsmodell. Es ist 
absehbar, dass die Große Koalition nicht die Kraft 
und die Geschlossenheit aufbringen wird, eine 
derartig umfassende Reform zu schultern. Des-
halb helfen wir ihr auf die Sprünge und haben 
Mindestanforderungen an eine Gesundheitsreform 
formuliert und in den Bundestag eingebracht.  

Die grünen Mindestanforderungen an eine Re-
form 

• Beitragspflicht für alle Einkunftsarten, 

• Beibehaltung des Solidarausgleichs inner-
halb der gesetzlichen Krankenversicherun-
gen, 

• Finanzielle Beteiligung der privat Kranken-
versicherten am Solidarausgleich, 

• Wettbewerb um die beste Versorgung und 
nicht um die gesündesten Versicherten, 

• Beibehaltung des Steuerzuschusses für 
versicherungsfremde d.h. familienpoliti-
sche Leistungen, 

• Beibehaltung der beitragsfreien Mitversi-
cherung von Kindern,  

• Einführung der Beitragspflicht für bisher 
beitragsfrei mitversicherte Ehegatten aus 
gut verdienenden Haushalten, die keine 
Kinder erziehen oder Angehörige pflegen,  

• Erweiterte Wahlmöglichkeiten für die Ver-
sicherten,  

• Die Lösung des Problems der wachsenden 
Zahl von Menschen ohne Krankenversi-
cherungsschutz. 

Große Zustimmung in 
der Bevölkerung zu  
diesen Forderungen 
 

Mit dieser Stoßrichtung 
liegen wir richtig. Sowohl 
die Bevölkerung aber in 
noch viel höherem Maße 
die AnhängerInnen von 
Bündnis 90/die Grünen 
stimmen diesen Verände-
rungen im bestehenden 
System zu. Im April 2006 
befragte Forsa im Auftrag 
der DAK 1.000 Personen zur Gesundheitsreform. 
Ergebnisse sind unter anderem: 

• 87 % der Befragten (96 % Grüne) befür-
worten den Erhalt oder die Reform des 
bestehenden Systems. 48% der Befragten 
(61% der Grünen) befürwortet, dass auch 
zukünftig die Krankenversicherung solida-
risch ausgerichtet, selbstverwaltet und ge-
meinwohlorientiert arbeiten soll. Mehr 
staatliche Lenkung fordern 27 % (42 % 
PDS) und 19% (42 % FDP) sprechen sich 
für eine Gestaltung nach markt- und privat-
wirtschaftlichen Aspekten aus.  

• 73 % der Befragten (86 % Grüne) lehnen 
eine zusätzliche individuelle Gesundheits-
prämie neben den Krankenkassenbeiträ-
gen ab, da sie sozial ungerecht sei. 

• 53% der Grünen aber nur 36 Prozent der 
Befragten befürworten, dass Krankenkas-
senbeiträge auch auf Mieten, Zinsen und 
Kapitalerträge erhoben werden.  

• Die privaten Krankenkassen stehen in der 
Kritik: 50 % der Befragten (59 % Grüne) 
kritisieren, dass sich Besserverdienende 
aus der Solidarität der gesetzlichen Kran-
kenversicherung verabschieden können.  

 

 

 

 

Biggi Bender   
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Was bisher geschah: Der Kauder-Vorschlag - 
unschlüssig, unvollständig und von allen Sei-
ten kritisiert 

Hierzu einige Anmerkungen für die fachlich Inte-
ressierten: Aufgegriffen hat die Union zum Teil ein 
Modell des wissenschaftlichen Beirats des Bun-
desfinanzministeriums. Dieses Modell lautet im 
Original: Alle Personen werden in diesem System 
versicherungspflichtig. In eine zentrale Inkasso-
stelle würden Steuerzuschüsse (die 2004 einge-
führt und von der großen Koalition gerade wieder 
abgeschafft werden) sowie Beiträge der Arbeitge-
ber und Versicherten fließen. Aus diesem Topf 
sollen die Versicherten ein einheitliches Gesund-
heitsguthaben erhalten. Damit wird der Einkom-
mens- und Familienlastenausgleich durch diesen 
Fonds wahrgenommen. Die Versicherten suchen 
sich nun für einen gesetzlich festgelegten Katalog 
von Leistungen eine Versicherung und zahlen dort 
eine Kopfprämie, die höher oder niedriger ist als 
das Gesundheitsguthaben. Zwischen den Kran-
kenkassen wird dann ein Kostenausgleich durch-
geführt, der Alter, Geschlecht und evt. die Schwe-
re der Krankheiten der Versicherten (Morbidität) 
berücksichtigt. Dies entspricht dem Modell in den 
Niederlanden. 

Soweit die Theorie – der Unionsvorschlag verän-
dert zentrale Aspekte: 

• Der einheitliche Versicherungsmarkt entfällt. 
Dies verhindert einen fairen Wettbewerb 
zwischen privaten und gesetzlichen Kas-
sen, da diese nach verschiedenen Syste-
men arbeiten. 

• Die Krankheitsrisiken sollen zwischen den 
Krankenversicherungen nicht mit ausgegli-
chen werden. Damit lohnt es sich für Kran-
kenversicherungen zwischen guten und 
schlechten Risiken zu selektieren statt sich 
Gedanken über eine bessere Versorgung 
z.B. chronisch kranker Menschen zu ma-
chen. 

• Eine ergänzende Kopfprämie ist vorstellbar. 
Dies ist systematisch unsinnig, belastet 
Personen mit geringeren Einkommen deut-
lich stärker und erhöht den Verwaltungs-
aufwand. 

• Die Arbeitgeberbeiträge sollen festgeschrie-
ben werden. Damit wird das Kostensteige-
rungsrisiko alleine den Versicherten zuge-
schoben. 

• Die Krankenversicherung für Kinder soll ü-
ber Steuern finanziert werden. Dies würde 
nach Berechnungen von Prof. Raffelhü-
schen insb. die 20 Mio. RentnerInnen ent-
lasten, obwohl diese einen immer geringer 
werdenden Anteil der auf sie entfallenden 
Kosten selbst finanzieren. 

Kritik hagelt es von allen Seiten: 

?  Der DGB kritisiert das Modell als verdeck-
ten Einstieg in die Kopfpauschale. 

?  Der Bundesverband der Deutschen Indust-
rie (BDI) vermutet, dass ein solcher Fonds 
der erste Schritt zu einer Einheitskasse 
sein könnte. 

?  Verschiedene Ministerpräsidenten kritisie-
ren die Steuerfinanzierung der Beiträge für 
Kinder. 

?  Die gesetzlichen Krankenkassen kritisieren 
die einseitige Belastungen der Versicher-
ten, zusätzlichen bürokratischen Verwal-
tungsaufwand beim Beitragseinzug und 
stärkere staatliche Regulierung, den feh-
lenden sozialen Ausgleich bei den, sich 
vermutlich sehr schnell verteuerten, zu-
sätzlichen Prämien. Poiniert sprach Prof. 
Klusen von einem neosozialistisches Mo-
dell, das wettbewerbs- und patientenfeind-
lich ist.  

Es gibt jedoch Ausnahmen: Gesundheitsministerin 
Ulla Schmidt erklärte, dass das Fondsmodell hin-
sichtlich der Finanzierung die von Union und SPD 
getroffenen Vorgaben für eine Reform erfülle!  

Vorläufiges Fazit  

Unsere Befürchtung: Die Große Koalition nimmt 
ein bisschen Kopfgeld, ein bisschen Steuererhö-
hung, rührt die Organisation und Verwaltung neu 
um. Sie schafft damit maximale Bürokratie, maxi-
male Intransparenz und mehr statt weniger Unge-
rechtigkeit. Und jede Seite verweist auf den Er-
folg, dass ihr Baustein in dieser schiefen Baracke 
sichtbar ist. 

 

Hoffentlich werden meine Befürchtungen nicht 
wahr – wir werden dafür arbeiten! 

 

Eure Biggi  
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Alex Bonde 
 
 
Mit 50 Mio. Euro weniger 
bei der Gemeinschafts-
aufgabe Agrarstruktur- 
und Küstenschutz ver-
größern CDU/SPD die 
bereits dramatische Situ-
ation für die kleinbäuerli-
che Landwirtschaft, die 
bereits durch den Weg-
fall von EU-Mitteln stark 
geschröpft wurde. 
Wenn Schwarz-Rot aber Prioritäten beim Geld-
ausgeben setzt, dann kommt es großkoalitionärer 
Verschwendung gleich.  
Ein Beispiel ist der Umzug des Bundesnachrich-
tendienstes (BND). CDU/SPD mussten entschei-
den ob sie den Standtort in Pullach teuer sanieren 
oder einen noch teureren Neubau in Berlin errich-
ten. Was macht die Koalition? Beides!  
Um die CSU innerhalb der Koalition zu beschwich-
tigen, haben sich die Koalitionäre für einen zwei-
geteilten Standort entschieden. Demnach wird 
Pullach als bisheriger Standort etwas verkleinert 
beibehalten und aufwändig saniert. Für das zweite 
Standbein Berlin ist ein kostspieliger Neubau ge-
plant. Im Vergleich zum Gesamtumzug des BND 
nach Berlin kostet die Entscheidung für die 
Zweiteilung der Standorte einen zusätzlichen drei-
stelligen Millionenbetrag. Somit erwarten den 
Steuerzahler bis 2011 Gesamtkosten in Höhe von 
etwa 2 Mrd. €.  
Der Schwarz-Rote Kurs in der Haushaltspolitik ist 
zaghaft, wenn nicht sogar mutlos. Zur Haushalts-
konsolidierung bedarf es Standhaftigkeit, Stärke 
und eines klaren Konzeptes. Davon ist bei 
Schwarz-Rot nicht viel zu spüren.  
Die große Koalition neigt in ihren Beschlüssen im-
mer zum kleinsten gemeinsamen Nenner und der 
größtmöglichen Ausgabe. Es bleibt die Aufgabe 
der Grünen Konzepte für nachhaltige Haushalts-
politik und Generationengerechtigkeit zu formulie-
ren. Damit werden wir bei dieser Koalition dicke 
Bretter bohren müssen… 
  

Schwarz-Roter Bundeshaushalt:  
Konfusion als Markenzeichen 
 
In diesen Wochen berät der Haushaltausschuss 
den Bundeshaushalt 2006. Ein Fazit kann man 
schon heute ziehen: „Groß“ ist bei der Großen Ko-
alition wenig. Die schwarz-rote Koalition ist mit 
dem Ziel angetreten, der Haushaltskonsolidierung 
oberste Priorität einzuräumen. Doch im politischen 
Tagesgeschäft ist diese Leitlinie mit bloßem Auge 
nicht mehr zu erkennen. Im Gegenteil: Die von der 
Koalition in den vergangenen Wochen getroffenen 
haushaltspolitischen Entscheidungen sind nicht 
eingebettet in eine gemeinsame Wirtschafts-,  
Arbeitsmarkt und Steuerpolitik und führen damit zu 
weiterer Staatsverschuldung. Die Erhöhung der 
Mehrwertsteuer um drei Prozentpunkte ist die 
größte Steuererhöhung in der Geschichte der 
Bundesrepublik Deutschland. Die angestrebte 
Konsolidierung bleibt aus und die Lohnnebenkos-
ten werden nicht gesenkt. Die Einnahmen aus der 
Mehrwertsteuererhöhung fließen in ein Fass ohne 
Boden, wenn nicht zugleich strukturelle Verände-
rungen im Sozialversicherungssystem vorgenom-
men werden.  
Wir Grüne haben im Rahmen der Haushaltsbera-
tungen deutlich gemacht, dass anstelle einer  
drastischen Steuererhöhung ein konsequenter Ab-
bau von Steuervergünstigungen und Subventio-
nen eine starke Entlastung für den Bundeshaus-
halt bringen würde.  
Gleichzeitig haben wir durch gegenfinanzierte An-
träge belegt, dass sich mit Gestaltungswillen auch 
in diesem Haushalt Schwerpunkte setzen lassen – 
wenn man den Mut dazu hat! In einer Zeit in der 
die finanziellen Ressourcen immer knapper wer-
den, müssen gerade auf der Ausgabenseite Priori-
täten gesetzt werden.  
Das ist allerdings bei der Schwarz – Roten Haus-
haltspolitik nicht zu erkennen. Stattdessen wird bei 
zukunftswichtigen Aufgaben wie z.B. den Integrati-
onskursen für Ausländer stark gekürzt. Auch bei 
den Förderprogrammen für den ländlichen Raum, 
die der Dreh- und Angelpunkt sind, wenn es um 
die Schaffung neuer Arbeitsplätze auf dem Land 
geht, hat Schwarz- Rot den Rotstift angesetzt.  

Mitglied im Haus-
halts - und Vertei-
digungsausschuss 



Se i te  7  SÜDWEST  GRÜN Mai 2006 

gründlich neu zu rütteln. Wer mehr Sicherheit im 
Inland will, muss mehr in die innere Sicherheit in-
vestieren – hier sind vor allem die Länder gefragt. 
Jung  erreicht diese Einsatzmöglichkeit vor allem, 
indem er neben angestrebten Grundgesetzände-
rungen terroristische Angriffe als „kriegerischer  
Angriff“ wertet, die als ultima ratio sogar den Ver-
teidigungsfall auslösen können sollen. Damit be-
finden wir uns de facto wieder in einer Debatte 
über die Notstandsgesetzgebung. Überflüssig zu 
sagen, dass dies unserem grünem sicherheitspoli-
tischen Verständnis diametral entgegen läuft. Zu 
dem erweiterten Sicherheitsbegriff wie er unter 
Rot/Grün entwickelt worden ist, gehören vor allem 
diplomatische, rechtsstaatliche und wirtschaftliche 
Maßnahmen, aber auch ökologische, soziale und 
entwicklungspolitische Ansätze. Hier ist nicht die 
Bundeswehr gefragt, sondern politische Maßnah-
men zum gewaltfreien Erhalt des Friedens und 
Beilegung von Konflikten. 
Die Definition „Nationaler Interessen“ ist ein weite-
rer Schwerpunkt des Verteidigungsministers.  
Die Bundeswehr soll nämlich zu deren Verteidi-
gung dienen. Klarheit für Einsätze der Bundes-
wehr wird damit aber nicht geschaffen, im Gegen-
teil. Die Sicherung des „ungehinderten Zugangs 
zu Rohstoffen“ soll so ebenfalls gewährleistet wer-
den. Nach dieser Definition stünden Bundeswehr-
soldaten jetzt tatsächlich im Irak. Die Wehrpflicht 
wird im Weißbuch ebenfalls festgeschrieben – das 
ist zwar falsch, aber zumindest kein Paradigmen-
wechsel. 
 
Das Weißbuch ist ein Dokument der Bundesregie-
rung. Die Bundeswehr ist aber eine  
Parlamentsarmee. Wir kämpfen dafür, im Parla-
ment wie in der Gesellschaft eine breite und sach-
liche Debatte über Sicherheitspolitik zu führen, um 
diese verspätete Amerikanisierung der deutschen 
Bundeswehr à la Rumsfeld und Cheney zu verhin-
dern. Erneut eine große Aufgabe für die Grünen, 
aber auch der Ansatzpunkt für viele notwendige 
Diskussionen über die grüne Linie in der Sicher-
heitspolitik! 

 
Ist Franz-Josef Jung der deutsche  
Rumsfeld? Die deutsche Sicherheits-
politik am Wendepunkt 
 
Verteidigungsminister Jung bereitet eine deutliche 
Änderung der deutschen Sicherheitspolitik vor. 
Noch dieses Jahr soll das so genannte Weißbuch“ 
der Bundeswehr veröffentlicht werden, das als 
Grundlagendokument quasi die Richtlinie der 
deutschen Militärpolitik darstellt. Das letzte Weiß-
buch ist noch aus dem Jahr 1994 und hoffnungs-
los veraltet.  
Eigentlich hätte eine überarbeitet Version bereits 
2001 und 2005 erschienen sollen, wurde jedoch 
aufgrund der Terroranschläge des 9. Septembers 
bzw. den Neuwahlen im letzten Jahr verschoben. 
Jung hat nun die Gelegenheit genutzt, dieses Pa-
pier im fast neokonservativen Sinn „aufzurüsten“ 
und die Koordinaten kräftig zu verschieben. Er will 
dabei angeblich eine „sicherheitspolitische Debat-
te“ entfachen. Fakt ist, dass dieser Entwurf im 
engsten Kreis des Ministers geschrieben wurde 
und vom Zeitplan her so geplant ist, dass eine par-
lamentarische Debatte eher ausgeschlossen ist. 
Der Paradigmenwechsel betrifft vor allem die 
Punkte  
- Einsatz der Bundeswehr im Inneren 
- Ausweitung der Definitionen „kriegerischer Akt“ 
und „Verteidigungsfall“ auch für terroristische An-
griffe  
- Schutz nationaler Interessen, insbesondere 
durch Ungehinderten Zugang zu Rohstoffen 
 
Aus der Bedrohung durch Terrorismus wird abge-
leitet, dass die Trennlinie zwischen äußerer und 
innerer Gefährdung verschwimmt. Jungs Konse-
quenz: die Bundeswehr muss auch im Inland tätig 
werden - Stichwort Heimatschutz. Eine Schnaps-
idee.  
Das die Bundeswehr im Inland außer in Katastro-
phen nicht zum Zuge kommt, hat gute Gründe. 
Unter dem Deckmantel der „Sicherheit für alle Bür-
ger“ werden nun Szenarien ausgemalt, um im 
Durchmarsch unsere Staatsorganisation mal  
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Auswärtige Kulturpolitik in der Diskussion 
– Streit um Goethe-Institut  

Auswärtige Kulturpolitik ist, wie Sicherheits-, Au-
ßenwirtschafts- und Entwicklungspolitik, fester Be-
standteil der Außenpolitik. Das oft gebrauchte Bild 
der "dritten Säule" – von Willy Brandt erstmals be-
müht - meint: neben wirtschaftlichen und klassi-
schen diplomatischen Beziehungen, ist es die Kul-
turarbeit im Ausland, der Austausch und die Be-
gegnung von Menschen und Kulturschaffenden 
aus unterschiedlichen Ländern, die vertrauensbil-
dend wirken können und in diesem Sinne einen 
unverzichtbaren Beitrag für das friedliche Zusam-
menleben der Staaten leisten. Die auswärtige Kul-
turpolitik Deutschlands hat vielfältige Wandlungen 
hinter sich. In ihren Anfängen, nach dem zweiten 
Weltkrieg, hatte sie vor allem die Aufgabe, neues 
Vertrauen für das damals verhasste und gefürchte-
te Deutschland in der Welt, insbesondere aber in 
Europa zu gewinnen. Ging es während der Zeit 
des Ost-West-Konflikts häufig auch um die Ver-
mittlung deutschen Kulturlebens in Abgrenzung 
zur DDR, so gelang es trotz der allgegenwärtigen 
Systemkonkurrenz den deutschen Mittlerorganisa-
tionen, allen voran dem Goethe-Institut, ein welt-
weites Netz von Instituten zu etablieren, Spannun-
gen in den kriegsbelasteten Beziehungen zu den 
Nachbarstaaten abzubauen und Deutschland in 
der Gemeinschaft der Demokratien als weltoffenes 
Land mit einer lebendigen, historisch gewachse-
nen  und vielfältigen Kultur zu rehabilitieren, vor 
allem auch Vertrauen zurück zu gewinnen. 
Seither vermittelt Auswärtige Kulturpolitik deutsche 
Sprache und Kultur in anderen Ländern, fördert die 
Zusammenarbeit und den Erfahrungsaustausch 
von Künstlern, unterhält 117 Auslandsschulen, för-
dert den Wissenschaftsaustausch über Stipendien- 
und Austauschprogramme. Die konkrete Pro-
grammgestaltung und Durchführung wird in Ab-
stimmung mit dem Auswärtigen Amt, aber eigen 

 

ständig von den 
Mittlerorganisatio-
nen geleistet – u.a. 
dem Goetheinstitut 
(Sitz in München), 
der Alexander von 
Humboldt-Stiftung, 
dem Deutschen A-
kademischen Aus-
tauschdienst und dem Institut für Auslandsbezie-
hungen (Sitz in Stuttgart), aber auch von freien 
Projektträgern aus Zivilgesellschaft, aus Kommu-
nen und zunehmend auch in Zusammenarbeit mit 
Stiftungen und Akteuren aus der Privatwirtschaft.  

In der jüngsten Vergangenheit stand das Politik-
feld der "Auswärtigen Kulturpolitik" im Mittelpunkt 
der öffentlichen Aufmerksamkeit, ohne dass die 
Debatte unter diesem Schlagwort geführt wurde. 
Es war eher die Diskussion über den "Kampf der 
Kulturen", wie sie im Zuge des Streits um die Mo-
hammed-Karikaturen oder auch um den Kinofilm 
"Tal der Wölfe" entbrannt ist. Es war die Rede 
vom "Dialog der Kulturen", die die Bedeutung des 
Kulturaustauschs, der Begegnung und Zusam-
menarbeit von Menschen über kulturelle Grenzen 
hinweg und somit die eigentlichen Herzstücke der 
"Auswärtigen Kulturpolitik"  wieder ins öffentliche 
Bewusstsein rücken ließ. Es sind zudem auch die 
weltpolitischen Veränderungen der letzten 15 Jah-
re, die deutlich machen: tragfähige internationale 
Beziehungen benötigen ein kulturelles Funda-
ment, sie benötigen vielfältigen, offenen Aus-
tausch und Verständigung auf der gesellschaftli-
chen Ebene. Nichts ist hierfür wichtiger, als die 
Begegnung von Menschen, Kunstschaffenden, 
Studierenden und Wissenschaftlern zu fördern 
und zu ermöglichen.  
Zu Beginn des 21. Jahrhunderts haben sich die 
Rahmenbedingungen für kulturpolitisches  

 

Uschi Eid 

Mitglied im Auswärti-
gen Ausschuss 
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Handeln nach außen und innen grundlegend  
gewandelt und stellen auch die Auswärtige Kultur-
politik vor neue Herausforderungen. Digitale  
Medien und Internet bieten neue Möglichkeiten für 
die Präsenz in anderen Ländern, für Vernetzung 
und Kommunikation. Der Kontakt zu aufstreben-
den, sich mit neuem kulturellem Selbstbewusst-
sein präsentierenden Wirtschaftsmächten wie etwa 
China und Indien muss auch in der Kulturarbeit 
intensiviert werden. Für die unübersehbaren Ver-
werfungen zwischen westlicher und islamischer 
Welt müssen vorhanden Dialoginstrumente weiter-
entwickelt werden, um interreligiöses und interkul-
turelles Konfliktpotential zu entschärfen.  
 
Das Problem ist, dass in Zeichen der notwendigen 
Haushaltskonsolidierung nicht allen Herausforde-
rungen begegnet werden kann. Jüngstes Beispiel 
hierfür ist die heiß entbrannte Debatte über die Zu-
kunft des Goethe-Instituts. Anlass war ein Inter-
view der Präsidentin des Goethe-Instituts, Jutta 
Limbach, das von vielen als Ankündigung verstan-
den wurde, das Goethe-Institut werde sich aus  
Europa zurückziehen und regionale Schwerpunkt-
setzungen in Richtung Indien, China und in die  
islamische Welt vornehmen. Die Hausaufgaben in 
Europa seien, so Jutta Limbach, gemacht, es gelte 
nun, "neue Verständigungshorizonte" aufzubauen. 
Trotz seither zahlreicher öffentlicher Beschwichti-
gungsversuche und Richtigstellungen - es gäbe 
keinen Rückzug aus Europa, sondern 
„strategische Veränderungen“ wie z.B. Verminde-
rung der Ausgaben für Institutsgebäude zugunsten 
von Programm- und Informationsarbeit, Bildungs-
kooperation und Lobbyarbeit, haben sich die Ge-
müter nicht wieder beruhigt, die Probleme aller-
dings auch nicht gelöst. Dies vor allem angesichts 
der Tatsache, dass das Goetheinstitut derzeit ein 
Defizit von über 7 Millionen Euro aufweist.  
Es liegt auf der Hand, dass den Weltregionen die 
die politische und wirtschaftliche Dynamik unserer 
Zeit bestimmen, auch kulturpolitisch mehr Auf-
merksamkeit gewidmet werden muss.  
 
 

 
Auch gibt es Anzeichen dafür, dass – trotz inter-
nationaler Verständigung auf grundlegende Werte  
auf einer Reihe von Konferenzen der Vereinten 
Nationen in den vergangenen dreißig Jahren -  
das gemeinsame Wertefundament labil ist und 
nicht als selbstverständlich vorausgesetzt werden 
kann. Ganz zu schweigen von zunehmenden  
Verständigungsschwierigkeiten zwischen dem 
christlich-jüdischen Abendland und der islamisch-
arabischen Welt. All dies erfordert eine Neujustie-
rung unserer Außenpolitik und damit auch der 
Auswärtigen Kulturpolitik. Die Vereinigten Staaten 
von Amerika haben ihren Diplomatischen Dienst 
entsprechend neu organisiert. Auch das „British 
Council“, das britische Kulturinstitut, trägt diesen 
Veränderungen Rechnung.  
Trotzdem darf die Neuausrichtung des Goethe-
Instituts nicht auf Kosten Europas gehen.  
Das niederländische und französische Nein zur 
europäischen Verfassung oder lautere nationalisti-
sche Töne in Polen sind Alarmzeichen: das Zu-
sammenwachsen Europas wird schwierig und ist 
kein Selbstläufer. Deshalb ist gerade jetzt die kul-
turelle Zusammenarbeit der Mitgliedsstaaten be-
sonders zu fördern, um zur Entwicklung einer eu-
ropäischen Identität verstärkt beizutragen.  
 
Die Auswärtige Kulturpolitik muss - entsprechend 
der europäischen Kulturkonzeption im Sinne von 
Artikel 151 des Europäischen Vertrages  - erheb-
lich mehr als bisher zum Gelingen des europäi-
schen Integrationsprozesses beitragen.  
Nur durch gemeinsame Währungs-, gemeinsame 
Handels- oder Chemiepolitik entwickelt der Bürger 
keine europäische Identität geschweige denn ein 
Gefühl der Zugehörigkeit im europäischen Haus. 
Auch wäre es für uns Deutsche illusionär zu  
glauben, das die hässlichen Bilder des Nazi-
deutschland soweit verblasst sind, dass sie nicht 
mehr auf jüngere Generationen übertragbar  
wären.  
Deutsche Auswärtige Kulturpolitik innerhalb Euro-
pas schmalspurig zu betreiben ist auch aus die-
sem Grund nicht sinnvoll. 
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Winne Hermann 
Ohne Netz geht’s besser!  
Ein Plädoyer für einen Börsengang 
der DB AG ohne Netz  
 

Mit oder ohne Netz? Das ist eine zentrale Frage beim 
Börsengang der DB AG, aber keine Gretchenfrage. 
Denn es ist keine Glaubensfrage, auch wenn manche 
Debatten so wirken. Man kann sie rational und man 
muss sie politisch beantworten. Die Entscheidung fällt 
der Bundestag. Der Druck der Interessen, vor allem 
aus dem Konzern, ist enorm. Gewerkschaft und Unter-
nehmensleitung streiten Seit an Seit. Es geht um viel, 
es geht und die Zukunft der DB und darüber hinaus um 
nicht weniger als um die Zukunft des Schienenverkehrs 
in Deutschland. 

 Bahnreform vers. Börsengang 

Der Börsengang ist kein Selbstzweck und auch kein 
Selbstläufer. Auch wenn dies bisweilen bei den Debat-
ten über Gutachten und Modelle des Börsengangs so 
scheint. Die wichtigen Ziele der Bahnreform, die An-
fang der 90er Jahre vom Bundestag mit großer Mehr-
heit verabschiedet wurden, sollen damit eingelöst wer-
den:  

• Mehr Verkehr auf die Schiene, Förderung 
des Wettbewerbs,  

• Trennung staatlicher und unternehmeri-
scher Verantwortung,  

• Begrenzung der Haushaltbelastungen und 
Wahrung der Infrastrukturverantwortung 
des Staates  

• sowie Wirtschaftlichkeit und Wettbewerbs-
fähigkeit der DB. 

 

Ob und wie diese Ziele erreicht werden, hängt nicht 
allein davon ab, nach welchem Modell – mit oder ohne 
Netz – der Börsengang erfolgt. Wenn beispielsweise 
die Regionalisierungsmittel zur Bestellung des Nahver-
kehrs  und die Infrastrukturinvestitionen des Bundes für 
die Schiene mittelfristig gekürzt werden, dann wird der 
Schienenverkehrsanteil sinken und der Börsenwert 
gleich mit. Wenn der Verkaufserlös und die Dividenden 
Haushaltslöcher stopfen sollen, wie manche Haushalts 

 

politikerInnen hoffen, 
dann wird das System 
Schiene geschwächt 
werden. Wer mehr Ver-
kehr auf die Schiene 
bringen will, muss dafür 
sorgen, dass die Privati-
sierungserlöse in die 
nach wie vor überfällige 
Sanierung und Moderni-
sierung des Netzes geht. 

 

Wettbewerb und Wachstum auf der  
Schiene fördern 
Auch Wettbewerb auf der Schiene kann kein Selbst-
zweck sein. Er dient dem Oberziel, mehr Verkehr auf 
die Schiene zu bringen. Wettbewerb im Schienenver-
kehr muss deshalb verkehrspolitisch, sozial und ökolo-
gisch moderiert sein. Wettbewerb auf der Schiene ist 
ein wesentliches Mittel zur Effizienzsteigerung und 
Stärkung des Verkehrsträgers Schiene in der Konkur-
renz der Verkehrsträger. Der begonnene Ausschrei-
bungswettbewerb im Schienenpersonennahverkehr 
(inzwischen 12 % Nicht-DB-Bahnen) und der wachsen-
de Anteil privater Güterbahnen (10 %, Tendenz stei-
gend) belegen diese These überzeugend. Mit zuneh-
mender Konkurrenz wachsen das Angebot und der 
Anteil des Schienenverkehrs. Im Personenfernverkehr, 
wo die DB noch einen Anteil von 99 % hält, hat die 
Schiene weiter an andere Verkehrsträger verloren.  

 

Integriertes Netz als Wettbewerbshemmnis 

Was ein Börsengang der DB mit Netz für bzw. gegen 
den Wettbewerb bedeutet, das bekommen die Konkur-
renten der DB AG heute schon zu spüren: Beispiels-
weise in Form von überhöhten Trassengebühren, die 
einer DB-Tochter Railion letztlich nicht schaden, weil 
sie einer anderen Tochter DB Netz wieder zufließen, 
einer kleinen Privatbahn aber das Geschäft verunmög-
lichen. Die DB be- und verhindert, hart am Rande der 
Legalität, mögliche Konkurrenz beispielsweise da-
durch, dass sie Weichen und Nebengleise ausbaut 
oder nicht saniert, die für deren Angebote als Überhol 

Mitglied im Sport– 
und Verkehrsaus-
schuss 



 

strecken dringend gebraucht werden. Sie hat sich man-
gels Eigeninteresse an der Nutzung schleichend von 
Nebenstrecken getrennt, zur Schönung der Bilanz für 
die Börsenfähigkeit und um rechtzeitig Ballast abzu-
werfen für die Privatisierung mit Netz. Zwar muss die 
Netzagentur des Bundes dafür sorgen, dass es keine 
Diskriminierung für Wettbewerber bei der Netznutzung 
gibt. Die Agentur kann freilich nur grobe Regelverstöße 
korrigieren, nicht aber interessengeleitete Infrastruktur-
politik. Sie kann Informationsvorteile des Netzeigentü-
mers und größtem Nutzer gegenüber der Konkurrenz 
nicht verhindern. Der Wettbewerb ist nicht fair und 
kann es mit Netz bei der DB nie werden. So werden 
Wachstumschancen auf dem Netz verspielt. 

  

DB AG mit Netz wäre eine Art Teilprivati-
sierung des Gemeinwohlinteresse 

Das Interesse der DB am Ausbau und Sanierung des 
Netzes steht heute schon öfters im Widerspruch zu den 
Interessen möglicher Konkurrenten, aber auch zu den 
Interessen des einzigen Eigentümers Bund. Das wird 
sichtbar, wenn sie vom Bundestag bewilligte Mittel 
nicht verbaut, weil sie die notwendigen Eigenmittel zu 
Bilanzzwecken sparen will oder Prioritäten anders setzt 
als die Politik. Deren Einfluss auf die AG ist heute 
schon dank des Aktienrechtes sehr bescheiden. Der 
Bund zahlt und Die Bahn entscheidet. 
Eine privatisierte DB AG mit Netz würde diese proble-
matischen Tendenzen verschärfen. Das Börsen-
notierte Unternehmen, zu deren Kapital(last) das Netz 
gehörte, wäre aus berechtigten Renditeinteressen der 
Aktionäre gezwungen, das Netz zuvorderst unter Ren-
ditegesichtspunkten zu betreiben. Dass ein flächende-
ckendes Netz rentabel zu betreiben wäre, glaubt keiner 
in der Branche und auch nicht in der Politik. Die 
Schrumpfung auf rentable Hauptstrecken wäre vorpro-
grammiert. Wollte der Bundestag dies verhindern, 
müsste er, damit die DB -Aktie überhaupt verkäuflich 
wäre, fette und langfristige Finanzzusagen machen, die 
die Haushaltshoheit zukünftiger Parlamentarier faktisch 
außer Kraft setzen würde. Ein ewiges Feilschen 
(Erpressen) des Konzerns mit der Politik um Subventi-
onen für unrentable Nebenstrecken wäre die unappetit-
liche Konsequenz. Und ohne die Zustimmung der pri-
vaten Aktionäre könnte der Bund zukünftig keine 
Schieneninfrastruktur ausbauen oder reaktivieren. Der 
Bund verlöre seine Entscheidungshoheit trotz  51 % 
Eigentumsanteil.  
 

 

Verquere DB-Konstruktion ohne klare Ver-
antwortung schadet dem Schienenverkehr 

Ein Börsengang mit Netz würde die verquere Konstruk-
tion der DB AG fortsetzen und Wachstum und Wettbe-
werb auf der Schiene weiter erschweren. Statt mehr 
Verkehr gäbe es noch weniger auf der Schiene, dafür 
mehr Billigflüge, mehr Autofahrten und  mehr LKWs. 
Damit wären auch die Arbeitsplätze gefährdet, deren 
Erhalt sich die DB-nahen Gewerkschaften vom integ-
rierten Börsengang versprechen. Der Bund wäre Unter-
nehmer/Eigentümer, Subventionsgeber und –
Empfänger und stünde mit sich selbst im Widerspruch. 
Die DB wäre größter Netznutzer und zugleich ein die 
Konkurrenz kontrollierender Eigentümer. Dass die EU, 
die zu Recht eine klare Trennung von Netz und Betrieb 
per Richtlinie verlangt, eine  solche Konstruktion weiter 
akzeptiert, ist ziemlich unwahrscheinlich. 

 

Infrastrukturverantwortung muss uneinge-
schränkt in öffentlicher Hand bleiben 

 

• Damit der Bund seiner grundgesetzlichen Ge-
meinwohlorientierung  und Infrastrukturverant-
wortung auch zukünftig gerecht werden kann, 

• die verkehrspolitische Steuerungsfähigkeit zu-
rückgeholt und das Schienennetz für mehr 
Schienenverkehr saniert und modernisiert wer-
den kann, 

• damit politische Verantwortung und verkehrs-
unternehmerisches Handeln klar getrennt wer-
den, 

• damit die DB ganz oder teilweise als konkur-
renzfähiges Verkehrsunternehmen privatisiert 
werden kann,  

• und ein fairer Wettbewerb auf dem Netz end-
lich entstehen kann, 

• dafür brauchen wir eine unabhängige, öffentli-
che/staatliche Infrastrukturgesellschaft, die un-
ternehmerisch geführt und politisch gesteuert 
wird, die das Netz dynamisch reguliert, mit 
dem Hauptziel der Bahnreform: ‚Mehr Verkehr 
auf die Schiene’!  
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Föderalismusreform: Aus umweltpo-

litischer Sicht der Rückschritt pur 

Die Neuordnung des föderalen Systems in 

Deutschland ist überfällig – gerade auch aus 

unserer Sicht. schließlich ist nicht zuletzt an 

den übersteigerten Zustimmungsrechten des 

Bundesrates die rot-grüne Bundesregierung 

gescheitert. Ziel der Föderalismusreform 

muss sein, die Politikverflechtung zwischen 

Bund und Ländern zu reduzieren. Es müssen 

klarere Zuständigkeiten zwischen Bund und 

Ländern bei der Gesetzgebung festgelegt und 

eine deutliche Reduzierung der Rechtsgebie-

te erreicht werden, in denen der Bundesrat 

zustimmungspflichtig ist. 

Der Gesetzentwurf, den die Regierungsfrakti-

onen im März vorgelegt haben, verfehlt die 

erste Hälfte dieses Ziels im Umweltrecht  

jedoch völlig. 

Beim Umweltrecht schlagen die Koalitions-

fraktionen die Einführung einer Abweichungs-

gesetzgebung vor. Der Bund soll weitgehende 

Gesetzgebungskompetenz haben, die die 

Länder dann ignorieren können. Lediglich bei 

den so genannten und bis heute nicht defi-

nierten „abweichungsfesten Kernen“ und den 

gleichfalls undefinierten „Grundsätzen des 

Naturschutzes“ soll die Abweichung durch die  

Länder nicht möglich sein.  

Die Abweichungsgesetzgebung der Länder ist  

 

ein Novum im Ver-

fassungsrecht und 

stellt den bisherigen 

Grundsatz 

„Bundesrecht bricht 

Landesrecht“ auf den 

Kopf. Diese Rege-

lung betrifft im Um-

weltrecht die Bereiche Naturschutz und Land-

schaftspflege, Bodenverteilung, Wasserhaus-

halt, Raumordnung und Jagdwesen. Diese 

Form des Gesetzgebungsverfahrens ist zu-

künftig übrigens eines von sechs verschiede-

nen Verfahren – soviel zur Vereinfachung. 

Doch bleiben wir bei dieser Form: Die Frage 

nach den Folgen einer solchen Verfassungs-

reform drängt sich auf. Warum soll der Bund 

überhaupt noch in komplexen Verfahren  

Gesetze erlassen, wenn die Länder dann ent-

scheiden, ob diese Gesetze Gültigkeit haben 

oder nicht?  

Würden womöglich Länder nicht sogar gegen 

das Grundgesetz verstoßen, das für die 

Schaffung von Gesetzen vorschreibt, nicht 

gegen die Maxime von der Herstellung gleich-

wertiger Lebensverhältnisse im ganzen Land 

zu verstoßen?  

Das letzte Hochwasser zeigt die Dramatik, 

wenn Zuständigkeiten eben nicht klar geregelt 

sind. An der Elbe, die durch fünf  
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Sylvia Kotting Uhl 

Mitglied im Aus-
schuss für Umwelt, 
Naturschutz und 
Reaktorsicherheit 



 

Bundesländer fließt, haben Sachsen und 

Brandenburg seit dem Jahrhunderthochwas-

ser 2002 die Deiche erhöht, Sachsen-Anhalt 

hat Zufahrtswege zum Deich erneuert, Nie-

dersachsen betreibt blinden Aktionismus und 

holzt Büsche und Bäume in Flussauen ab. 

Offenbar aufgrund der Annahme von FDP-

Umweltminister Hans-Heinrich Sander, stabili-

sierende Gehölze würden den Abfluss des 

Flusswassers in Überschwemmungsgebiete 

erschweren.  

Überschwemmungsgebiete werden nicht aus-

gewiesen und die wenigen, die vorhanden 

sind, werden nicht geflutet, wenn im „eigenen“ 

Land die Lage nicht eskaliert. Folge: Flussab-

wärts überschwemmt der Fluss denkmalge-

schützte Städte, wie zuletzt Hitzacker mit Mil-

lionenschäden für die Bevölkerung und bisher 

noch nicht abschätzbaren Folgen für die Um-

welt. Solche Folgen von schlecht geordnetem 

Föderalismus werden nach der vorgeschlage-

nen Reform nicht weniger, sondern mehr  

werden.  

Umweltstandards sind kein Spielball für Wett-

bewerb. Nicht nur die Umweltverbände  

befürchten, dass der ein oder andere Landes-

fürst so manchen Standard gerne absenken 

würde, um es Investoren etwas leichter zu 

machen. Unsere Kolleginnen und Kollegen 

aus den Ost-Bundesländern haben hier ganz 

konkrete Befürchtungen.  

Zumal die allgemeine Rechtsunsicherheit, die 

durch die dann eventuell sehr unüberschau-

bare Umweltrechtslage in der Bundesrepublik  

 

Investoren eher erst mal abschrecken könnte,  

durch attraktive Angebote ausgeglichen wer-

den müsste. 

Eine Rechtszersplitterung mit solchen Folgen 

sollte bei aller Wertschätzung von Dezentrali-

tät und Wettbewerb nicht das Ergebnis der 

bisher größten Verfassungsänderung seit  

ihrem Bestehen sein. 

Diese und andere erwartbare Probleme wie 

beispielsweise erschwerte Europatauglichkeit 

machen klar, dass die Große Koalition einen 

handwerklich äußerst schlechten Gesetzent-

wurf abgeliefert hat. (Umweltkompetenz war 

bei der Erarbeitung nicht eingebunden – das 

lässt entgegen aller Lyrik des neuen Umwelt-

ministers den Stellenwert der Ökologie in der 

neuen Koalition erahnen.) Im Umweltaus-

schuss haben die PolitikerInnen aller Fraktio-

nen sich unzufrieden mit dem Entwurf  

gezeigt.  

Wir Grüne haben klare Forderungen. Wir wol-

len einen eigenen Kompetenztitel für die Um-

welt, ein „Recht der Umwelt“. Dieses Recht 

würde den heutigen § 74 Absatz 1 Nummer 

24 GG ersetzen und die wesentlichen Um-

weltmedien umfassen (Abfallwirtschaft, Che-

mikaliensicherheit, Luftreinhaltung, Boden-

schutz, Naturschutz, Wasserhaushalt etc.) 

Wir wollen Klarheit in der Zuständigkeit und 

keine Abweichungsmöglichkeiten von erlasse-

nen Gesetzen. Es gibt ein „Recht der Wirt-

schaft“ § 74 Absatz 1 Nummer 11 GG – nicht 

mehr fordern wir in diesem Fall für die Um-

welt. 
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Das große Steuer-Chaos  
 

Die Zeit der guten Stimmung bei Schwarz-Rot 

ist vorbei. Die beiden großen Verlierer der 

Bundestagswahl wollten sich gemeinsam  

zu Gewinnern machen.  

Eine Koalition der großen Erleichterung. 

Schwarz-Rot steht aber vor vielen schweren 

Problemen, die CDU und SPD über Jahrzehn-

te angehäuft haben. Die große Koalition weiß 

derzeit nicht viel - schon gar nicht, wofür sie 

steht. Sie verlegt sich darum vermehrt auf  

interne Auseinandersetzungen.  

Der aktuelle Streit der Koalitionspartner dreht 

sich um die Frage, wer die Bremse ist. Einer-

lei: mit den nötigen Reformen geht es in 

Deutschland nicht voran. Merkels Politik der 

kleinen Schritte schafft Unsicherheit, weil eine 

klare Richtung fehlt. Klar ist nur: es wird teuer. 

Denn bei der Mehrwertsteuer haben weder 

Union noch SPD auf die Bremse getreten. 

Was sich auftut, ist ein steuerpolitisches  

Chaos.  

Die Regierung hat die Mehrwertsteuererhö-

hung um drei Prozent beschlossen und jetzt 

erst einmal den bequemsten Weg beschritten. 

Trotz ohnehin steigender Steuereinnahmen – 

auch dank der rot-grünen Reformen der letz-

ten Jahre – zieht sie damit ohne Not eine Poli-

tik durch, die die endlich anspringende Kon-

junktur im kommenden Jahr wieder abzuwür-

gen droht. Denn die Mehrbelastung von 21 

Mrd. Euro müssen vor allem Verbraucher und  
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Fritz Kuhn 

 

 

klein- und mit-

telständischen 

Unternehmen 

tragen. 

So kann die Binnennachfrage, das Problem-

kind der deutschen Wirtschaftsentwicklung, 

keine Fahrt aufnehmen. Das Hauptziel der 

Mehrwertsteuererhöhung, die Senkung der 

Lohnnebenkosten unter 40 Prozent, wird  

obendrein gar nicht erreicht. Die „Merkel-

Steuer“ dient im Wesentlichen zum Stopfen 

von Haushaltslöchern. Wir Grüne haben eini-

ge Sparmöglichkeiten aufgezeigt, vor allem 

den Abbau unsinniger Subventionen. Aber in 

einer Koalition, wo keiner dem anderen weh-

tun darf, bleiben überfällige Einschnitte aus. 

Schwarz-Rot kuscht vor den starken Lobbys. 

Die SPD sollte für ihre Zustimmung zur Mehr-

wertsteuererhöhung mit der „Reichensteuer“ 

abgespeist werden. Um das schlechte Gewis-

sen der SPD-Linken zu besänftigen. Tatsäch-

lich wird die Reichensteuer nur ein Bonsai-

Format haben können und gerade mal 127 

Millionen Euro einbringen. Viel Lärm um 

nichts, denn die Verfassung lässt gar nichts 

anderes zu. Es ist schleierhaft, dass die  

großen Koalitionäre nicht zuerst eine rechts-

formneutrale Unternehmenssteuerreform ma-

chen, ehe man zu einer Reichensteuer  

kommen kann, die mehr wäre als nur ein Pla-

cebo.  

Die SPD veralbert damit ihre Wähler und sich 

selbst. Der Beschluss der Reichensteuer ist  

Fraktionsvorsitzender 



 

nun aber erst einmal fehlgeschlagen.  

Vergangene Woche hatten Union und SPD 

nicht genügend Abgeordnete im Plenum, um 

ihre Einführung zu verabschieden. Die Vorla-

ge fiel schlicht durch, weil der Bundestag 

nicht beschlussfähig war. Peinlich und eine 

schlechte Performance für eine zahlenmäßig 

so große Mehrheit. Aber das ganze besitzt 

Symbolcharakter: die große Koalition hat 

schon jetzt die Trägheit bekommen, vor der 

wir  immer gewarnt haben. Viel schlimmer ist, 

dass es so aussieht, als interessiere die meis-

ten Koalitionsabgeordneten nicht, was sie für 

Bürgerinnen und Bürger beschließen.  

Das Hü und Hott bei der Unternehmenssteu-

erreform verunsichert die gesamte wirt-

schaftspolitische Szene und die Unterneh-

men. Steinbrücks Zaudern ist belastend, denn 

Deutschland braucht an dieser Stelle endlich 

ein klareres Steuerrecht. Die private Einkom-

menssteuer muss angehoben werden kön-

nen, ohne dass die Unternehmenssteuer für 

Personengesellschaften tangiert wird. Wir 

Grüne haben einen höheren Spitzensteuer-

satz vorgeschlagen, der es beispielsweise er-

möglichen würde, die Ausgaben für die Bil-

dungs- und Innovationspolitik zu verstärken. 

Das Steuerchaos wird beim halbherzigen 

Subventionsabbau vollkommen. Anstatt end-

lich umweltschädliche Subventionen wie die 

Ausnahmen bei der Ökosteuer für die Wirt-

schaft aus der Welt zu schaffen, werden jetzt 

erst einmal ab August 2006 die Biokraftstoffe 

besteuert. Ein Schnellschuss, der das positive 

Investitionsklima in diesem zukunftsträchtigen 

Markt verdirbt.  
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Die Mineralölsteuerbefreiung für Flugbenzin  

und die Mehrwertsteuerbefreiung für grenz-

überschreitende Flüge will die Regierung da-

gegen so belassen wie bisher. Die Pendler-

pauschale für Fahrten bis zu 20 Kilometer 

zum Arbeitsplatz wird gestrichen.  

Wer aber länger fährt, wird auch weiterhin 

staatlich bezuschusst. Ein finanz- und um-

weltpolitischer Irrsinn. Von ökologischer Mo-

dernisierung hat die große Koalition keinen 

Schimmer. Und es interessiert sie auch gar 

nicht.  

Wir fordern die schwarz-rote Koalition auf,  

eine geordnete Steuer- und Haushaltspolitik 

einzuleiten, eine Steuer- und Haushaltspolitik, 

die auch makroökonomisch Bestand hat.  

Das steuerpolitische Chaos geht zu Lasten 

von Verbrauchern und Konjunktur. Durch eine 

lahmende Konjunktur wird die nachhaltige 

Konsolidierung der Haushalte weiter er-

schwert.  

Wichtig sind Strukturreformen in den sozialen 

Sicherungssystemen. Nur wenn es gelingt, 

die Lohnnebenkosten dauerhaft zu senken, 

kann mehr Beschäftigung entstehen. 
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Wir denken Wirtschaft europäisch 
 
„Thinking EUconomy“ – der Titel deutet be-
reits die Richtung der Diskussionen an: Bei 
einer gemeinsamen Konferenz von Bundes-
vorstand und BAG Wirtschaft und Finanzen 
unter diesem Titel haben Anfang Mai in Berlin 
hochkarätige ReferentInnen vor rund 100 Teil-
nehmerInnen die stark wachsende Bedeutung 
Europas für die Wirtschaftspolitik betont.  
 
Bei einer vereinheitlichten Geldpolitik und EU-
weiten makroökonomischen Steuerungsin-
strumenten wie dem Stabilitäts- und Wachs-
tumspakt ist diese Dimension nicht mehr aus-
zublenden: Europa hat großen Einfluss auf 
die Wirtschaft. Umgekehrt hat aber auch die 
Wirtschaftspolitik eine große Bedeutung für 
die Zukunft Europas. Gerade vor dem Hinter-
grund der Diskussion über den Fortgang des 
Verfassungsprozesses nach dem Nein in 
Frankreich und den Niederlanden ist es wich-
tig, dass die Union mit einer verbesserten eu-
ropäischen Wirtschaftspolitik die in sie gesetz-
ten Erwartungen hinsichtlich Beschäftigung 
und sozialer Ausgewogenheit erfüllt.  
Das thinking im Titel der Konferenz hatten wir 
deshalb ganz bewusst gewählt: Ziel der eng-
lischsprachigen Konferenz war es nicht, ferti-
ge Politikkonzepte aus dem Hut zu zaubern, 
sondern über neue Ansätze und Perspektiven 
für eine europäische Wirtschaftspolitik zu dis-
kutieren.  
 
 
 

 
Michael Klein:  
Mehr Liquidität für 
Europa 
 
Hauptredner Michael 
Klein, CEO Global 
Banking der Citigroup, 
dem weltgrößten  
Finanzdienstleister, 
sprach über nachhaltiges Wachstum in  
Europa. Er legte den Schwerpunkt seiner Re-
de auf die Reform der Kapitalmärkte mit dem 
Ziel höherer Liquidität. Er empfahl, sich nicht 
nur um die Arbeitsmärkte zu kümmern, son-
dern um die für Wachstum und Beschäftigung 
wichtigeren Kapitalmärkte. Einem verschärf-
ten Wettbewerb innerhalb der EU steht Klein 
skeptisch gegenüber. Die Mitgliedsstaaten 
sollten sich lieber gemeinsam auf Konkurren-
ten außerhalb der Union konzentrieren – ins-
besondere auf Indien und China. Innerhalb 
der EU sei als Gegenstück zur gemeinsamen 
Währungspolitik eine stärkere Koordinierung 
der Wirtschaftspolitik zwischen den Mitglieds-
staaten notwendig – dafür sollten, so Klein, 
bindende Absprachen zwischen den nationa-
len Regierungen sorgen.  
 
Die drei Panels mit jeweils vier Diskussions-
teilnehmerInnen waren hochkarätig besetzt. 
Nach Reinhard Bütikofers Begrüßungsrede 
erörterten in einer ersten Runde unter ande-
rem Norbert Walter, Chefvolkswirt der Deut-
schen Bank, Michaele Schreyer, die frühere 
grüne EU-Haushaltskommissarin, und Wal-
traud Schelkle von der London School of  

 

GERHARD SCHICK 

Mitglied im  
Finanzausschuss 
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Economics die notwendigen Bedingungen für  
nachhaltiges Wachstum in der EU. Besonders 
betont wurden dabei die Investitionen in Hu-
mankapital, die in Europa insgesamt noch 
deutlich zu niedrig seien, um die Ziele des 
Lissabon-Prozesses zu erreichen.  
 
Weit vorausblickende Debatte statt tages-
politischer Diskussion 
 
Über mögliche Reaktionen auf wirtschaftliche 
Schocks, die die Eurozone treffen, debattier-
ten danach Adam S. Posen vom amerikani-
schen Institute for International Economics, 
Reiner Hoffmann vom Europäischen Gewerk-
schaftsbund sowie Matthias Berninger, wirt-
schaftspolitischer Sprecher der Bundestags-
fraktion. Einigkeit herrschte bei der Ablehnung 
protektionistischer Tendenzen innerhalb der 
EU. Strittig waren hingegen Fragen zum Um-
gang mit dem hohen Schuldenstand vieler 
Mitgliedsstaaten sowie zur Zinspolitik der Eu-
ropäischen Zentralbank. Auf dem anschlie-
ßenden Panel diskutierte ich mit dem ameri-
kanischen Ökonomen Lucjan Orlowski, dem 
estnischen Zentralbanker Andres Sutt sowie 
Gustav Horn vom Düsseldorfer Institut für 
Makroökonomie und Konjunkturforschung. 
Hier wurde deutlich, dass die heute in der Eu-
ro-Zone verfügbaren politischen Instrumente 
kaum ausreichen, mit wirtschaftlichen Un-
gleichheiten adäquat umzugehen. Das hat 
sich am größten Schock – der Einführung des 
Euro selbst – gezeigt. Besonders besorgt wa-
ren alle Experten über die Entwicklung in Ita-
lien, die den Zusammenhalt der Währungs-
union gefährden könnte. Damit diese Proble-
me durch den Beitritt weiterer Länder zur Eu-
ro-Zone nicht verschärft werden, ist eine Re-
form in der bestehenden Währungsunion  

 
notwendig.  
Ich bin deshalb für eine stärkere wirtschafts-
politische Koordination in der Euro-Zone. Auf 
Konjunkturschwankungen verfügt der Euro-
Raum bislang über keine wirksame Antwort – 
automatische Stabilisatoren könnten hier Ab-
hilfe schaffen. Zwar regelt die EZB die Geld-
politik für den gesamten Euro-Raum, be-
schränkt sich aber auf die Bekämpfung der 
Inflation. Deshalb muss der Auftrag der EZB 
um ein Wachstums- und Beschäftigungsziel 
erweitert werden. Vor der Erweiterung der Eu-
ro-Zone sollte also die Vertiefung stehen.  
 
Die Tagung „thinking EUconomy“ hat mit über 
100 TeilnehmerInnen nicht nur quantitativ ihr 
Ziel voll erreicht, sondern auch viele Impulse 
für unsere wirtschaftspolitische Diskussion 
gegeben. Dabei standen nicht tagespolitische 
Detailfragen, sondern langfristige Perspekti-
ven und Vorschläge im Zentrum.  
 
 
Das Programm sowie die Lebensläufe und 
Kurzstatements der ReferentInnen sind bis 
auf weiteres unter http://www.gruene-
po-
tal.de/programm_der_wirtschaftspoliti.1184.0.
html zu finden.  
Eine Dokumentation in gedruckter Form wird 
folgen. 
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 Aufgrund der großen Distanz zwischen Baden-
Württemberg und Berlin können wir selbst nicht so oft in 
den Wahlkreisen unterwegs sein, wie wir es gerne  
möchten.  
Ihr seid unser wichtigstes Bindeglied nach Hause.  
Für uns ist es wichtig zu wissen, was euch konkret „auf 
den Nägeln brennt“.  
Unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den  
Wahlkreisbüros sind vor Ort für euch und eure Anliegen 
da und stehen in ständigem engen Kontakt mit uns  
Abgeordneten in Berlin. 
 
Eure Ideen, euer Engagement sind ein wichtiger Beitrag 
zu unserer parlamentarischen Arbeit.  
  


